
 

 
Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil I – Gesetze 

31. Jahrgang Potsdam, den 25. Juni 2020 Nummer 18 

Erstes Gesetz zur Qualitäts- und Teilhabeverbesserung 

in der 7. Legislaturperiode in der Kinder- und Jugendhilfe 

Vom 25. Juni 2020 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Kindertagesstättengesetzes 

Das Kindertagesstättengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBl. I S. 384), das zuletzt 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. April 2019 (GVBl. I Nr. 8) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 11 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 11a Aufnahmeuntersuchung und Infektionsschutz“. 

2. In § 6a Absatz 2 Satz 8 wird das Wort „Vertreterversammlung“ durch das Wort „Wahlvertretungsversamm-

lung“ ersetzt. 

3. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils das Wort „elf“ durch das Wort „zehn“ ersetzt. 

b) Satz 4 wird aufgehoben. 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 3 und 4 werden die Absätze 2 und 3.  



 

5. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt: 

„§ 11a 

Aufnahmeuntersuchung und Infektionsschutz 

(1) Jedes Kind muss, bevor es erstmalig in Kindertagesbetreuung aufgenommen wird, ärztlich untersucht 

werden (Aufnahmeuntersuchung). Eine Aufnahme erfolgt nur, wenn gesundheitliche Bedenken nicht bestehen 

und gemäß § 20 Absatz 8 des Infektionsschutzgesetzes ein Nachweis über einen ausreichenden Impfschutz ge-

gen Masern, eine bestehende Immunität gegen Masern oder eine medizinische Kontraindikation gegen eine 

Masernimpfung vorliegt. 

(2) Im Rahmen der Aufnahmeuntersuchung wird der Impfstatus überprüft, eine Schließung von Impflücken 

angeboten und sichergestellt, dass gemäß § 20 Absatz 8 des Infektionsschutzgesetzes ein Nachweis über einen 

ausreichenden Impfschutz gegen Masern, eine bestehende Immunität gegen Masern oder eine medizinische 

Kontraindikation gegen eine Masernimpfung vorliegt. Das Ergebnis der Aufnahmeuntersuchung ist ärztlich zu 

bescheinigen. 

(3) Der Nachweis nach Absatz 1 Satz 2 ist gegenüber der Leitung der Kindertagesstätte durch Vorlage  

1. einer ärztlichen Bescheinigung nach Absatz 2 Satz 2, 

2. einer Impfdokumentation nach § 22 des Infektionsschutzgesetzes oder 

3. einer Dokumentation nach § 26 Absatz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

zu erbringen. Für Kinder, die am 1. März 2020 bereits betreut werden, ist der Nachweis nach Satz 1 bis zum 

Ablauf des 31. Juli 2021 der Leitung der Kindertagesstätte vorzulegen. § 20 Absatz 10 Satz 2 des Infektions-

schutzgesetzes ist zu beachten. 

(4) Für den Nachweis der gesundheitlichen Unbedenklichkeit kann insbesondere bei einem Wechsel der Be-

treuungseinrichtung auf eine bereits erfolgte Aufnahmeuntersuchung und den bereits nachgewiesenen ausrei-

chenden Masernschutz nach Absatz 2 Bezug genommen werden. 

(5) Werden Kinder ohne Nachweis nach Absatz 1 Satz 2 betreut oder ergibt sich, dass ein Impfschutz gegen 

Masern erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist oder vervollständigt werden kann, so hat die Leitung der 

jeweiligen Einrichtung entsprechend § 20 Absatz 9 Satz 4 und 5 des Infektionsschutzgesetzes unverzüglich das 

Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, darüber zu benachrichtigen und dem Gesund-

heitsamt die zur Erfüllung der Aufgaben nach dem Infektionsschutzgesetz erforderlichen personenbezogenen 

Angaben zu übermitteln. Eine solche Benachrichtigung ist entbehrlich, wenn der Leitung der jeweiligen Ein-

richtung bekannt ist, dass das Gesundheitsamt bereits über den Fall informiert ist. 

(6) Im Falle der Betreuung in Kindertagespflege ist der Nachweis nach Absatz 1 Satz 2 der Tagespflegeper-

son vorzulegen, soweit der Landkreis oder die kreisfreie Stadt nicht gemäß § 20 Absatz 9 Satz 3 des Infektions-

schutzgesetzes eine andere Regelung getroffen hat. Die Absätze 3 bis 5 gelten entsprechend.“ 

6. In § 16 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „86,4 Prozent“ durch die Angabe „87,6 Prozent“ ersetzt. 

7. § 17c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 6 wird aufgehoben. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Daneben werden die nachgewiesenen Erstattungen gemäß § 17a Absatz 1a ausgeglichen.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Wörter „15. Dezember des jeweiligen Jahres“ durch die Wörter „1. Februar 

des auf den Antrag nach Absatz 2 folgenden Kalenderjahres“ ersetzt. 
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bb) In Satz 4 werden vor dem Wort „Abschlag“ die Wörter „im Jahr der Antragstellung nach Absatz 2 

geleistete“ eingefügt. 

8. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und die Angabe „2019/2020“ wird durch die Angabe „2020/2021“ ersetzt. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Bis zum 30. Juni 2021 kann von der Personalbemessung gemäß § 10 Absatz 1 bis zu 10 vom Hun-

dert abgewichen werden. In Höhe der Abweichungen nach Satz 1 sind Abweichungen nach anderen 

Rechtsvorschriften unzulässig.“ 

Artikel 2 

Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung 

des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe 

Das Erste Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 26. Juni 1997 (GVBl. I S. 87), das zuletzt durch das Gesetz vom 22. Januar 2020 (GVBl. I 

Nr. 1) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 16a folgende Angabe eingefügt: 

„§ 16b Führungszeugnisse“. 

2. § 10 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

bb) Folgende Nummern 11 bis 13 werden angefügt: 

„11. die Präsidentin oder der Präsident des Brandenburgischen Oberlandesgerichts zwei Mitglie-

der, 

12. zwei Gewerkschaften jeweils ein Mitglied, 

13. der Fachverband für Kindertagespflege ein Mitglied.“ 

b) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Im Fall von Satz 1 Nummer 1 ist zu gewährleisten, dass alle im Landtag vertretenen Fraktionen mindes-

tens ein Mitglied entsenden. Die nach Satz 1 Nummer 11 entsandten Mitglieder sind aus dem Bereich der 

Jugend- und Familienrichter gemäß § 39 des Jugendgerichtsgesetzes und § 23b des Gerichtsverfassungs-

gesetzes auszuwählen.“ 

3. Nach § 16a wird folgender § 16b eingefügt: 

„§ 16b 

Führungszeugnisse 

In den Vereinbarungen nach § 16a ist die Einsichtnahme in erweiterte Führungszeugnisse von haupt-, neben- 

oder ehrenamtlichen Personen zu regeln. Spätestens nach Ablauf von fünf Jahren sind die haupt-, neben- oder 

ehrenamtlich tätigen Personen schriftlich aufzufordern, ein neues erweitertes Führungszeugnis gemäß § 30a 

oder § 30b des Bundeszentralregistergesetzes vorzulegen.“ 
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4. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Träger und Leitung einer Einrichtung im Sinne des § 45 Absatz 1 Satz 1 des Achten Buches So-

zialgesetzbuch oder einer sonstigen betreuten Wohnform nach § 48a des Achten Buches Sozialgesetz-

buch sind verpflichtet, 

1. der obersten Landesjugendbehörde auf Verlangen die zur Ausübung der Aufsicht erforderlichen 

Auskünfte zu geben und sich an Besichtigungen der Einrichtung durch Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter der obersten Landesjugendbehörde zu beteiligen, 

2. schulpflichtige Kinder und Jugendliche binnen fünf Werktagen nach deren Aufnahme in die Be-

treuung, die kein Angebot der Kindertagesbetreuung darstellt, an einer Schule anzumelden, wenn 

keine Anmeldung durch die Personensorgeberechtigten erfolgt ist, 

3. das staatliche Schulamt binnen fünf Werktagen zu informieren, falls 

a) an der Schule, bei der die Anmeldung nach Nummer 2 erfolgte, keine Aufnahme gewährleis-

tet wird oder 

b) eine Befreiung von der Schulpflicht nach § 36 Absatz 4 des Brandenburgischen Schulgeset-

zes oder nach vergleichbaren Bestimmungen anderer Länder der Bundesrepublik Deutsch-

land vorliegt.“ 

b) Folgende Absätze 8 bis 10 werden angefügt: 

„(8) Die oberste Landesjugendbehörde kann gemäß § 45 Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

anordnen, dass eine fachliche Begleitung durch eine geeignete Stelle zu erfolgen hat. Die oberste Lan-

desjugendbehörde kann geeignete Stellen nach Satz 1 durch Verwaltungsvorschrift bestimmen. Sie in-

formiert den zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie den zentralen Träger der 

freien Jugendhilfe, wenn diesem der Träger der Einrichtung angehört, über die Anordnung der fachli-

chen Begleitung nach Satz 1. 

(9) Träger und Leitung einer Einrichtung im Sinne des § 45 Absatz 1 Satz 1 des Achten Buches So-

zialgesetzbuch oder einer sonstigen betreuten Wohnform nach § 48a des Achten Buches Sozialgesetz-

buch haben sicherzustellen, dass das in der Einrichtung tätige Personal gemäß § 20 Absatz 8 des Infek-

tionsschutzgesetzes einen ausreichenden Impfschutz gegen Masern, eine bestehende Immunität gegen 

Masern oder eine medizinische Kontraindikation gegen eine Masernimpfung nachweist. Für den Nach-

weis der gesundheitlichen Unbedenklichkeit kann auf eine bereits erfolgte Untersuchung Bezug genom-

men werden. Personen, die am 1. März 2020 bereits in einer Einrichtung nach Satz 1 tätig sind, haben 

den Nachweis nach Satz 1, eine Impfdokumentation nach § 22 des Infektionsschutzgesetzes oder eine 

Dokumentation nach § 26 Absatz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bis zum Ablauf des 

31. Juli 2021 der Leitung der Einrichtung vorzulegen. § 20 Absatz 10 Satz 2 des Infektionsschutzgeset-

zes ist zu beachten. Werden Personen ohne Nachweis nach Satz 1 beschäftigt oder ergibt sich, dass ein 

Impfschutz gegen Masern erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist oder vervollständigt werden 

kann, so hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung entsprechend § 20 Absatz 9 Satz 4 und 5 des Infek-

tionsschutzgesetzes unverzüglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, 

darüber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt die zur Erfüllung der Aufgaben nach dem Infek-

tionsschutzgesetz erforderlichen personenbezogenen Angaben zu übermitteln. Eine solche Benachrichti-

gung ist entbehrlich, wenn der Leitung der jeweiligen Einrichtung bekannt ist, dass das Gesundheitsamt 

bereits über den Fall informiert ist. 

(10) Durch Verwaltungsvorschrift kann die oberste Landesjugendbehörde vorgeben, dass Anträge und 

Meldungen gemäß Absatz 1 bis 7 und gemäß den §§ 45 bis 48a des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

elektronisch zu übermitteln sind. Sie stellt hierfür den Trägern und Leitungen der Einrichtungen die 

elektronischen Zugänge online zur Verfügung. Die Träger haben den Datenschutz in ihrem Einflussbe-

reich zu sichern. Verwaltungsakte gemäß den §§ 45 bis 48a des Achten Buches Sozialgesetzbuch kön-

nen elektronisch übermittelt werden.“ 
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Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2020 in Kraft. 

Potsdam, den 25. Juni 2020 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Dr. Ulrike Liedtke 

Herausgeberin: Die Präsidentin des Landtages Brandenburg 
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